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Gemeinde Wittighausen
Main-Tauber-Kreis

Hauptsatzung
der Gemeinde

Wittighausen

Aufgrund des Ä 4 der Gemeindeordnung fÅr Baden-WÅrttemberg - GemO - hat der Gemeinderat am 18. 
September 2001 folgende Hauptsatzung beschlossen:

I. Form der Gemeindeverfassung

Ä 1 
Gemeinderatsverfassung

Verwaltungsorgane der Gemeinde sind der Gemeinderat und der BÅrgermeister.

II. Gemeinderat

Ä 2 
Rechtsstellung, Aufgaben und ZustÅndigkeiten

Der Gemeinderat ist die Vertretung der BÅrger und das Hauptorgan der Gemeinde.
Er legt die GrundsÇtze fÅr die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet Åber alle Angelegenheiten 
der Gemeinde, soweit nicht der Gemeinderat den AusschÅssen oder dem BÅrgermeister bestimmte 
Angelegenheiten Åbertragen hat oder der BÅrgermeister kraft Gesetzes zustÇndig ist. Der Gemeinderat 
Åberwacht die AusfÅhrung seiner BeschlÅsse und sorgt beim Auftreten von MiÉstÇnden in der 
Gemeindeverwaltung fÅr deren Beseitigung durch den BÅrgermeister.

Ä 3 
Zusammensetzung

Der Gemeinderat besteht aus dem BÅrgermeister als Vorsitzendem und den ehrenamtlichen Mitgliedern 
(GemeinderÇte).
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III. BÇrgermeister

Ä 4 
Rechtsstellung

Der BÅrgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit.

Ä 5 
ZustÅndigkeiten

(1) Der BÅrgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und vertritt die Gemeinde. Er ist fÅr die 
sachgemÇÉe Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemÇÉen Gang der Verwaltung verantwortlich 
und regelt die innere Organisation der Gemeindeverwaltung. Der BÅrgermeister erledigt in eigener 
ZustÇndigkeit die GeschÇfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst durch Gesetz oder den 
Gemeinderat Åbertragenen Aufgaben. Weisungsaufgaben erledigt der BÅrgermeister in eigener 
ZustÇndigkeit, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die Gemeinde in einer 
Angelegenheit angehÑrt wird, die aufgrund einer Anordnung der zustÇndigen BehÑrde geheimzuhalten 
ist.

(2) Dem BÅrgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd Åbertragen, soweit es sich 
nicht bereits um GeschÇfte der laufenden Verwaltung handelt:
2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 13.000 Euro im 
Einzelfall;
2.2 die Zustimmung zu ÅberplanmÇÉigen und auÉerplanmÇÉigen Ausgaben und zur Verwendung von 
Deckungsreserven bis zu 2.500 Euro im Einzelfall;
2.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung von BeamtenanwÇrtern und Praktikanten;
2.4 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeitsleistungen bis zu 
500 Euro im Einzelfall;
2.5 die Stundung von Forderungen im Einzelfall
2.5.1 bis zu 2 Monaten in unbeschrÇnkter HÑhe,
2.5.2 bis zu 6 Monaten und bis zu einem HÑchstbetrag von 1.500 Euro;
2.6 den Verzicht auf AnsprÅche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher AnsprÅche, die 
FÅhrung von Rechtsstreiten und den AbschluÉ von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die 
Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das ZugestÇndnis der Gemeinde im Einzelfall 
nicht mehr als 500 Euro betrÇgt;
2.7 die VerÇuÉerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder 
grundstÅcksgleichen Rechten, einschlieÉlich der AusÅbung von Vorkaufsrechten, im Wert bis zu 2.500 
Euro im Einzelfall;
2.8 VertrÇge Åber die Nutzung von GrundstÅcken oder beweglichem VermÑgen bis zu einem jÇhrlichen 
Miet- oder Pachtwert von 1.000 Euro im Einzelfall;
2.9 die VerÇuÉerung von beweglichem VermÑgen bis zu 1.000 Euro im Einzelfall;
2.10 die Bestellung von BÅrgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entscheidung darÅber, ob ein 
wichtiger Grund fÅr die Ablehnung einer solchen ehrenamtlichen Mitwirkung vorliegt;
2.11 die Zuziehung sachkundiger Einwohner und SachverstÇndiger zu den Beratungen einzelner 
Angelegenheiten im Gemeinderat.
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IV. Stellvertretung des BÇrgermeisters

Ä 6 
Stellvertreter des BÇrgermeisters

Es werden zwei (2) Stellvertreter des BÅrgermeisters aus der Mitte des Gemeinderats gewÇhlt.

V. Ortsteile

Ä 7 
Benennung der Ortsteile

(1) Das Gemeindegebiet besteht aus folgenden, rÇumlich voneinander getrennten Ortsteilen:
1.1 Unterwittighausen
1.2 Oberwittighausen
1.3 Poppenhausen
1.4 Vilchband

(2) Die Namen der in Absatz 1 bezeichneten Ortsteile werden mit dem vorangestellten Namen der 
Gemeinde und von diesem durch Beistrich getrennt mit dem Wort "Ortsteil" gefÅhrt.

(3) Die rÇumlichen Grenzen der einzelnen Ortsteile nach Absatz 1 sind jeweils die Gemarkungen der 
frÅheren Gemeinden gleichen Namens.

VI. Unechte Teilortswahl

Ä 8 
Unechte Teilortswahl

(1) Die in Ä 7 Abs. 1 genannten Ortsteile bilden je einen Wohnbezirk im Sinne von Ä 27 Abs. 2 Satz 1 
GemO. Die Sitze im Gemeinderat sind nach MaÉgabe des Absatzes 2 mit Vertretern dieser 
Wohnbezirke zu besetzen (unechte Teilortswahl). 
FÅr die Zahl der GemeinderÇte ist jeweils die nÇchsthÑhere GemeindegrÑÉengruppe maÉgebend, der die 
Gemeinde Wittighausen jeweils angehÑrt.
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(2) Die Sitze im Gemeinderat werden wie folgt auf die einzelnen Wohnbezirke verteilt:
2.1 Wohnbezirk Unterwittighausen 7 Sitze
2.2 Wohnbezirk Oberwittighausen 2 Sitze
2.3 Wohnbezirk Poppenhausen 1 Sitz
2.4 Wohnbezirk Vilchband 2 Sitze

VII. Schlussbestimmungen

Ä 9 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am 01. Januar 2002 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Hauptsatzung vom 01. Juni 1993 auÉer Kraft.

Hinweis:
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fÅr Baden-
WÅrttemberg (GemO) oder auf Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach Ä 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung gegenÅber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die 
Verletzung begrÅnden soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften Åber die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind. Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften auch nach 
Ablauf der Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der BÅrgermeister dem 
SatzungsbeschluÉ nach Ä 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf 
der Jahresfrist die RechtsaufsichtsbehÑrde den SatzungsbeschluÉ beanstandet hat oder die Verletzung 
der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenÅber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts der 
die Verletzung begrÅnden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Wittighausen, den 19. September 2001

Werner Hoos, BÅrgermeister


